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Für Fairness und Stabilität bei der Vergabe  
von Busverkehren im Schwarzwald-Baar-Kreis 
 
Frankfurt, 18. März 2020. Der Verein mobifair setzt sich für faire Vergaben in der 

Verkehrswirtschaft ein und stellt fest, dass es bundesweit immer öfter zu massiven Problemen bei 
Betreiberwechseln im Anschluss an Ausschreibungen von Busverkehren kommt, zuletzt etwa im 

Landkreis Konstanz. Derzeit befindet sich das Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis in den 
Vorbereitungen für eine Ausschreibung von Busverkehrsleistungen ab 2021 im Umfang von rund 

2,7 Mio. Fahrplankilometern. mobifair hat sich deshalb an den Landrat sowie den Kreistag gewandt, 
um aufzuzeigen, wie die Qualität der Leistungserbringung mit der Vorgabe von Lohn- und 

Sozialstandards zusammenhängt.  
 
Eine zentrale Stellschraube für die Personalverfügbarkeit ist die Vorgabe eines geschützten 

Personalübergangs, d.h. unter Wahrung der bisherigen Lohn- und Sozialstandards. Momentan 
erbringen über 50 kompetente, verantwortungsvolle und bewährte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

mit guten Orts- und Sprachkenntnissen, die mit ihren Familien in der Region verwurzelt sind, die 
Verkehrsleistungen. Gutes Personal ist also bereits vorhanden und verdient aus der Sicht von 

mobifair den Schutz seiner teilweise über Jahre hinweg erworbenen Lohn- und Sozialstandards 
auch dann, falls es am Ende der Ausschreibung zu einem Betreiberwechsel kommen sollte. Die 

rechtlichen Möglichkeiten, dies schon zu Beginn der Ausschreibung zu gewährleisten, bietet §9 
des Landestariftreue- und Mindestlohngesetzes Baden-Württemberg sowie Art. 4, Abs. 5 der EU-

Verordnung 1370/2007. Danach können Aufgabenträger den Personalübergang anordnen, 
sozusagen als Versprechen des Landkreises an seine Busfahrer. Unterbleibt dieser Schutz, 

verlieren die Beschäftigten meist ihre erworbenen Ansprüche oder sind gar nicht erst bereit, den 
Arbeitgeber zu wechseln. Mit Folgen wie im benachbarten Landkreis Konstanz. 

 
Der Verein appelliert an die Landkreispolitiker, nicht zuzulassen, dass bei der bevorstehenden 
Ausschreibung und auch in Zukunft der Schutz der Beschäftigten nur an zweiter oder dritter Stelle 

steht. Die Qualität und Stabilität der Leistungserbringung hänge unmittelbar damit zusammen.  


